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den beteiligten Gesellschaftern benannten Sachverständigen erstellt 

wird, ermittelt. Können sich die Gesellschafter nicht auf einen Sachver­

ständigen einigen, wird der Sachverständige durch die zuständige IHK 

Mainz bestimmt. Die vorerwerbsberechtigten Gesellschafter haben in­

nerhalb einer Frist von drei Monaten ab Zugang des schriftlichen Gut­

achtens die Möglichkeit, die Gesellschaftsanteile des veräußerungswil­

ligen Gesellschafters durch schriftliche Kauferklärung zu erwerben. Das 

Angebot kann nur insgesamt und nicht nur teilweise angenommen wer­

den. 

(4) Sofern mehrere Vorerwerbsberechtigte von ihrem Vorerwerbsrecht Ge­

brauch machen, wachsen ihnen die Anteile zu gleichen Teilen an.

(5) Machen die vorerwerbsberechtigten Gesellschafter von ihrem Vorer­

werbsrecht keinen Gebrauch oder erfolgt innerhalb der Frist von drei

Monaten gemäß Absatz 2 keine Erklärung über die Annahme des An­

gebotes durch die vorerwerbsberechtigten Gesellschafter, so ist der

veräußerungswillige Gesellschafter nach Zustimmung der Gesellschaf­

terversammlung gemäß Absatz 1 für einen Zeitraum von einem Jahr

insoweit in der Verfügung über die dem Vorerwerbsrecht unterliegen­

den Geschäftsanteile frei. Der gemäß Absatz 2 angebotene Kaufpreis

ist insoweit als Untergrenze des Verkaufspreises zu beachten, als eine

Veräußerung nur zu diesem oder einem höheren Verkaufspreis erfol­

gen darf. Veräußert der veräußerungswillige Gesellschafter die dem

Vorerwerbsrecht nicht mehr unterliegenden Geschäftsanteile nicht in­

nerhalb eines Zeitraumes von einem Jahr nach Zustimmung durch die

Gesellschafterversammlung gemäß Absatz 1, so sind die Regelungen

dieses§ 7 erneut zu beachten.

(6) Die Bestimmungen der vorangehenden Absätze gelten entsprechend

für Bezugsrechte aus Kapitalerhöhungen auf neue Geschäftsanteile,

sofern die Gesellschafter nicht entsprechend ihren Anteilen von ihrem

Bezugsrecht Gebrauch machen.
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(7) Die Absätze 2 - 6 dieses§ 7 gelten nicht, soweit der Erwerber bzw. der

Berechtigte ein Mitgesellschafter oder ein Unternehmen ist, an dem der

veräußerungswillige Gesellschafter unmittelbar mehrheitlich beteiligt ist.

§8

Kündigung des Gesellschaftsvertrages 

(1) Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft zum Schluss eines jeden

Geschäftsjahres (Kündigungszeitpunkt) mit einer Frist von einem Jahr

durch Einschreiben an die Gesellschaft kündigen, erstmals jedoch zum

Ende des Geschäftsjahres 2021.

(2) Für den Fall, dass eine Aufsichtsbehörde oder gesetzliche Bestimmun­

gen einem Gesellschafter die Kündigung der Gesellschaft verbindlich

auferlegen, ist diesem eine außerordentliche Kündigung der Gesell­

schaft mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten möglich.

(3) Durch die Kündigung wird die Gesellschaft, vorbehaltlich der Regelung

in Absatz 6, nicht aufgelöst, es sei denn, es schließen sich innerhalb

der um einen Monat gekürzten Kündigungsfrist des Absatzes 1 sämtli­

che übrigen Gesellschafter der Kündigung in der Form des Absatzes 1

an. In diesem Falle ist die Gesellschaft zum Ende des Geschäftsjahres

unter Teilnahme aller Gesellschafter aufgelöst.

(4) Der kündigende Gesellschafter ist nach einem entsprechenden Be­

schluss der Gesellschafterversammlung verpflichtet, seine Geschäfts­

anteile auf die Gesellschaft selbst, einen oder mehrere Gesellschafter

oder einen oder mehrere Dritte mit Wirkung zum Kündigungszeitpunkt

zu übertragen.
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(5) Bis zum Übertragungszeitpunkt kann der kündigende Gesellschafter

seine Gesellschafterrechte ausüben. Bei einer Abstimmung über die

Übertragungsverpflichtung hat der kündigende Gesellschafter jedoch

kein Stimmrecht. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln

der abgegebenen Stimmen.

(6) Sind die Geschäftsanteile des kündigenden Gesellschafters aus Grün­

den, die er nicht zu vertreten hat, nicht spätestens bis zum Kündi­

gungszeitpunkt vollständig übernommen worden, ist die Gesellschaft

aufgelöst. Der kündigende Gesellschafter nimmt an der Abwicklung teil.

§9

Einziehung von Geschäftsanteilen 

(1) Die Gesellschaft kann jederzeit mit Zustimmung des betroffenen Ge­

sellschafters die Einziehung von Geschäftsanteilen beschließen. Die

Einziehung wird mit Zugang des Beschlusses bei dem betreffenden

Gesellschafter wirksam.

(2) Die Einziehung des Geschäftsanteils eines Gesellschafters ohne des­

sen Zustimmung (Zwangseinziehung) ist zulässig, wenn ein wichtiger

Grund vorliegt. Als ein wichtiger Grund sind insbesondere grobe Verlet­

zungen der Gesellschafterpflichten durch einen Gesellschafter sowie

der Umstand anzusehen, dass ein Geschäftsanteil oder Ansprüche aus

einem Geschäftsanteil aufgrund eines nicht nur vorläufig vollstreckba­

ren Titels gepfändet werden und die Pfändung nicht innerhalb von drei

Monaten wieder aufgehoben wird oder dass über das Vermögen eines

Gesellschafters das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung

mangels Masse abgelehnt wird. Steht der Geschäftsanteil mehreren

Mitberechtigten zu, genügt es, wenn diese Voraussetzungen nur bei ei­

nem von ihnen vorliegen.

(3) Mehrere Geschäftsanteile eines Gesellschafters können nur insgesamt

eingezogen werden.
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Jahresfehlbetrag), ohne Berücksichtigung stiller Reserven oder eines 

etwaigen Geschäftswertes. Sollte im Einzelfall rechtskräftig festgestellt 

werden, dass die vorstehende Abfindungsregelung rechtsunwirksam 

oder unzumutbar ist, so ist die niedrigste noch zulässige Abfindung zu 

gewähren. 

(4) In allen übrigen Fällen des Ausscheidens entspricht die Abfindung dem

tatsächlichen Wert der eingezogenen bzw. abgetretenen Geschäftsan­

teile im Zeitpunkt des Ausscheidens. Dieser ist auf der Grundlage der

jeweils aktuellen "Grundsätze zur Durchführung von Unternehmensbe­

wertungen" des Hauptfachausschusses des Instituts der Wirtschafts­

prüfer in Deutschland e.V. (derzeit IDW S1) unter Berücksichtigung des

Zerschlagungswertes als Mindestwert zu ermitteln.

(5) Einigen sich die Beteiligten über die Höhe der Abfindung nicht, so ist

diese von einem Wirtschaftsprüfer als Schiedsgutachter verbindlich für

alle Beteiligten festzustellen. Der Schiedsgutachter wird bei fehlender

Einigung über seine Person auf Antrag eines Beteiligten durch die für

den Sitz der Gesellschaft zuständige Kammer der Wirtschaftsprüfer er­

nannt. Soweit keine Einigung über den Verkehrswert von Grundstücken

und Gebäuden besteht, soll dieser von dem zuständigen Gutachter­

ausschuss nach dem Baugesetzbuch für alle Beteiligten als

Schiedsgutachter verbindlich festgestellt werden. Der Schiedsgutachter

entscheidet entsprechend§ 91 ZPO auch über die Kosten seiner Inan­

spruchnahme.

(6) Eine Gewinnausschüttung zwischen dem Stichtag und dem Tag des

Ausscheidens ist auf die Abfindung anzurechnen.

(7) Die Abfindung ist in drei gleichen unmittelbar aufeinander folgenden

Jahresraten zu entrichten. Die erste Rate ist sechs Monate nach dem

Ausscheiden fällig; die Folgeraten sind jeweils im Jahresabstand da­

nach zu zahlen. Bis zur Fälligkeit der ersten Rate ist das Abfindungs­

guthaben unverzinslich. Ab diesem Zeitpunkt bis zur Auszahlung ist der
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§ 13

Neubildung eingezogener Geschäftsanteile 

Die Neubildung eines eingezogenen Geschäftsanteils oder die Aufstockung 

der verbliebenen Geschäftsanteile ist zulässig, soweit dem zwingendes 

Recht nicht entgegensteht. 

III. Geschäftsführer

§14

Geschäftsführung und Vertretung 

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Ist nur ein

Geschäftsführer bestellt, wird die Gesellschaft durch ihn allein vertre­

ten. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, wird die Gesellschaft durch

zwei Geschäftsführer oder durch einen Geschäftsführer gemeinsam mit

einem Prokuristen vertreten.

(2) Die Geschäftsführer werden durch die Gesellschafterversammlung be­

stellt und abberufen. Die Gesellschafterversammlung kann Geschäfts­

führern Einzelvertretungsbefugnis erteilen und sie von den Beschrän­

kungen des§ 181 BGB befreien.

§ 15

Zuständigkeit der Geschäftsführer 

(1) Die Geschäftsführer führen die Geschäfte nach Maßgabe des Geset­

zes, dieses Gesellschaftsvertrages, der von der Gesellschafterver­

sammlung beschlossenen Geschäftsordnung für die Geschäftsführung

und der Beschlüsse der Gesellschafterversammlung.
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5. Entsendung von Vertretern in den Aufsichtsrat oder in das ent­

sprechende Organ eines Beteiligungsunternehmens,

6. Entlastung der Geschäftsführer,

7. Erteilung und Widerruf von Prokuren und Handlungsvollmachten,

8. Übernahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im Rah­

men des Unternehmensgegenstandes,

9. Errichtung, Erwerb, Veräußerung und Auflösung von Unterneh­

men und Beteiligungen,

10. Wirtschaftsplan (einschließlich einer fünfjährigen Finanzplanung,

eines Erfolgsplans, eines Vermögensplans, einer Stellenübersicht

sowie eines Investitionsprogramms) einschließlich etwaiger Nach­

träge,

11. Feststellung des Jahresabschlusses und der Ergebnisverwen­

dung,

12. Wahl des Abschlussprüfers,

13. Änderung und Ergänzung des Gesellschaftsvertrages, insbeson­

dere Kapitalerhöhungen,

14. Auflösung der Gesellschaft,

15. Abschluss und Änderung von Unternehmensverträgen im Sinne

der§§ 291, 292 AktG,

16. Umwandlungen im Sinne des§ 1 UmwG sowie Veräußerung von

wesentlichen Teilen des Gesellschaftsvermögens,
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23. Abschluss oder Änderung von Lizenz-, Pacht-, Miet- oder Lea­

singverträgen, anderen Dauerschuldverhältnissen oder anderen

Verträgen außerhalb des gewöhnlichen Geschäftsverkehrs, so­

weit im Einzelfall ein in der Geschäftsordnung für die Geschäfts­

führung festzulegender Betrag überschritten wird;

24. Durchführung oder Beteiligung mittels eines Beteiligungsunter­

nehmens an einer räumlich abgrenzbaren Erschließungsmaß­

nahme soweit im Einzelfall ein in der Geschäftsordnung für die

Geschäftsführung festzulegender Betrag überschritten wird.

25. die Beteiligung an Maßnahmen in Beteiligungsunternehmen, so­

weit sie Angelegenheiten nach Nr. 1 bis 24 betreffen, sei es durch

Ausübung des Stimmrechts oder durch die Wahrnehmung der

Geschäftsführung.

(3) Die Gesellschafterversammlung entscheidet insbesondere auch über

einzelne Maßnahmen, die in dem von der Gesellschafterversammlung

genehmigten Wirtschafts- und Investitionsplan bereits erfasst sind und

die nach Absatz 2 aufgrund der in der Geschäftsordnung festgelegten

Wertgrenzen der Zustimmung der Gesellschafterversammlung bedür­

fen.

(4) Sofern einzelne Maßnahmen des Kataloges gemäß Abs. 2 in einem

durch die Gesellschafterversammlung beschlossenen Gesamtbudget

für eine abgrenzbare Erschließungsmaßnahme bereits erkennbar bein­

haltet waren, ist eine erneute Beschlussfassung durch die Gesellschaf­

terversammlung bei einer Einzelmaßnahme nach Abs. 2 entbehrlich.
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(10) In Niederschriften über Beschlüsse, die außerhalb von Versammlunge,

gefasst wurden, sind Tag, Art und Teilnehmer der Beschlussfassung

sowie der Inhalt der Beschlüsse anzugeben.

( 11) Jedem Gesellschafter ist eine Abschrift der Niederschrift zu übersen­

den.

(12) Die Niederschrift gilt als genehmigt, wenn nicht innerhalb von zwei Mo­

naten nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben wird.

V. Wirtschaftsplan und Jahresabschluss

§ 19

Wirtschaftsplan, fünfjährige Finanzplanung 

(1) Die Geschäftsführer stellen in sinngemäßer Anwendung der für kom­

munale Eigenbetriebe geltenden rheinland-pfälzischen Vorschriften bis

zum 30. November des Jahres einen Wirtschaftsplan für das nächste

Geschäftsjahr auf und legen diesen der GesellschafteNersammlung bis

zum o.g. Zeitpunkt zur Genehmigung vor. Dem Wirtschaftsplan ist eine

fünfjährige Finanzplanung zu Grunde zu legen. Er enthält zudem einen

Erfolgsplan, einen Vermögensplan sowie eine Stellenübersicht. Ihm ist

ein Investitionsprogramm beizufügen.

(2) Der Wirtschaftsplan und die Finanzplanung werden im Anschluss an

die Beschlussfassung in der GesellschafteNersammlung der Stadt

Mainz, der Stadt Alzey und der Stadt Worms, soweit dies aus kommu­

nalrechtlicher Sicht notwendig ist, zeitnah zur Kenntnis vorgelegt.
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§20

Jahresabschluss und Lagebericht 

(1) Die Geschäftsführer haben in den ersten sechs Monaten des Ge­

schäftsjahres den Jahresabschluss und den Lagebericht für das ver­

gangene Geschäftsjahr nach den für große Kapitalgesellschaften gel­

tenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches auf­

zustellen, durch den von den Gesellschaftern gewählten Abschlussprü­

fer prüfen zu lassen und zusammen mit dem Prüfungsbericht unverzüg­

lich den Gesellschaftern vorzulegen. Der Auftrag an den Abschlussprü-

,Jer ist auf die in § 53 Abs. 1 Ziffer 1 bis 3 des Haushaltsgrundsätzege­

setzes genannten Maßnahmen zu erstrecken. 

(2) Der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses ist zu­

sammen mit dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und

des Lageberichts sowie der beschlossenen Verwendung des Jahres­

überschusses oder der Behandlung des Jahresfehlbetrags unbescha­

det der bestehenden gesetzlichen Offenlegungspflichten öffentlich be­

kannt zu machen. Gleichzeitig mit der öffentlichen Bekanntmachung

sind der Jahresabschluss und der Lagebericht an sieben Werktagen

bei den-betroffenen Stadtverwaltungen nach § 21 Abs. 2 während der

allgemeinen Öffnungszeiten öffentlich auszulegen. In der öffentlichen

Bekanntmachung ist auf die Auslegung hinzuweisen.

§ 21

Örtliche und überörtliche Prüfung 

(1) Dem Rechnungshof Rheinland-Pfalz wird das Recht zur überörtlichen

Prüfung nach Maßgabe des§ 110 Abs. 5 Gemeindeordnung Rhein­

land-Pfalz eingeräumt.






